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Unter allen Einsendern mit dem richtigen
Lösungswort verlosen wir:

150 persönliche Visitenkarten

Die CDU-Fraktion sieht eine Stiftungs-
Idee für die Berliner Opern grundsätz-
lich positiv. Wir sind für drei eigenstän-
dige Opern in Berlin, die wieder stolz
und selbstbewusst im internationalen
Musiktheater ihren Rang behaupten
können.
Schon unter der CDU geführten Lan-
desregierung wurden die Berliner Phil-
harmoniker und mehrere Museen er-
folgreich in Stiftungen umgewandelt.
Die Vorteile solcher Modelle: Etwas
mehr Unabhängigkeit von der Kultur-
behörde, mehr Flexibilität beim Einsatz
von Geld und Personal, Sponsoren

Berliner Opern brauchen Hilfe
brauchen sich nicht um die Verrechnung
ihrer Zuwendung mit dem Staatszuschuss
zu sorgen. Daher würde die CDU auch eine
Opernstiftung unterstützen, wenn einige
wichtige Bedingungen erfüllt sind: Ausrei-
chende Finanzmittel, damit nicht gleich mit
Schulden gestartet wird, das Ballett muss
als eigenständige Compagnie mit minde-
stens 88 Tänzern sowohl eine traditionell-
klassische als auch eine moderne Richtung
anbieten können. Außerdem darf es keine
Schließtage mehr geben (an jedem Tag muss
mindestens eine Oper angeboten werden).
Dafür sollen die Opernhäuser wie die Ber-
liner Hochschulen für fünf Jahre finanziell

durch einen Vertrag mit dem Senat ab-
gesichert werden. Der Stiftungsrat, der
den Vorstand der Opernstiftung beauf-
sichtigt, muss vom Kultursenator gelei-
tet werden, aber ein Finanzsenator gehört
dort nicht hin. Solche Ideen sind typisch
für die Berlin SPD, die auch die Wissen-
schaft und die Kultur immer an das kur-
ze Gängelband der Politik legen will. Nur
wenn einige sehr wesentliche Punkte
noch geklärt werden, kann die CDU ei-
ner Stiftung für die drei Opern zustim-
men. Denn nur so kann die Zukunft die-
ser wichtigen Kulturgüter der Hauptstadt
sichergestellt werden!    (von Monika Grütters)

Geisterschiff
Der Protest der Studenten ist ohne
Zweifel unbequem, sei es für Autofah-
rer oder Polizisten. Man mag auch in
vielen Punkten inhaltlich nicht zustim-
men. Aber der Widerstand ist eine le-
gitime Antwort auf die Gestaltungs-
müdigkeit eines ruinierten Senats.
Wie so oft in Berlin: Hochschulpolitik
nur nach Kostenstellen. Prioritäten sind
nicht erkennbar. Täglich werden mehr
Segel gestrichen. Doch kein Hinweis,
wohin die Reise gehen soll. Nicht nur
der Senat erinnert an ein Geisterschiff.
Auch die Hochschulen wurden viel zu

lange inhaltlich nicht in die Pflicht ge-
nommen. Sparvorgaben ersetzen nicht
die Perspektive, doch die fehlt mehr als
Geld. Der Bildungsstandort Berlin
muss ein klares Profil aufbauen, das zu
den Chancen der Stadt passt. Die größ-
te Chance ist: Berlin als Zentrum für
die Region Mittel- und Osteuropa.
Dies bedeutet auch für die Universitä-
ten, eine gemeinsame Zielsetzung zu
entwickeln. Ein BWL-Student sollte in
Berlin das beste Lehrangebot über die
Märkte Mittel- und Osteuropas vorfin-
den. Sein Jura-Kommilitone aus
Bratislava  sollte hier für den Ost-West-
Rechtsvergleich fit gemacht werden.
Eine Infragestellung der Mittel- und
Osteuropaforschung, von Slawistik und
osteuropäischen Sprachangeboten ist
deshalb indiskutabel.
Standortwerbung bedeutet auch, die
besten Studenten aus den östlichen
Nachbarländern für Berlin zu gewin-
nen. Derzeit aber sind an der TU mehr
Studenten aus Kamerun eingeschrie-
ben, als aus Polen, der Tschechischen
Republik und Ungarn zusammen.
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